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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 5 R 22/07 B 
 
L 8 R 33/06 (Schleswig-Holsteinisches LSG) 
S 3 RJ 135/03 (SG Itzehoe) 
 
 
 
 
........................................................, 
 
 

Klägerin, Antragstellerin  
und Beschwerdeführerin, 

 
Prozessbevollmächtigter:  ......................................., 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Nord, 
Ziegelstraße 150, 23556 Lübeck, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 14. Mai 2007 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r ,   den Richter   Dr.  N e u h a u s 

und die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung 

der Revision im Urteil des Schleswig-Holsteinischen Landessozialgerichts vom 

20. November 2006 Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von Rechtsanwalt Heinrich zu 

bewilligen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im vorbezeichneten 

Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 20.11.2006 hat das Schleswig-Holsteinische Landessozialgericht (LSG) einen 

Anspruch der Klägerin auf Gewährung von Rente wegen Erwerbsminderung verneint und zur 

Begründung im Wesentlichen ausgeführt: Die Klägerin sei nicht erwerbsgemindert. Sie sei in 

der Lage, leichte körperliche Tätigkeiten täglich sechs Stunden und mehr unter Beachtung ver-

schiedener qualitativer Leistungseinschränkungen zu verrichten. Ebenso wenig komme eine 

Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei Berufsunfähigkeit in Betracht, da die Klägerin 

nach dem 2.1.1961 geboren sei. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin Nichtzulassungsbe-

schwerde beim Bundessozialgericht (BSG) eingelegt. Sie beruft sich auf das Vorliegen von 

Verfahrensmängeln iS von § 160 Abs 2 Nr 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG). Für die Durchführung 

des Beschwerdeverfahrens hat sie die Bewilligung von Prozesskostenhilfe unter Beiordnung 

von Rechtsanwalt Heinrich beantragt. 

 

Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe ist abzulehnen. 

 

Voraussetzung für die Bewilligung von Prozesskostenhilfe und die damit verbundene Beiord-

nung eines Rechtsanwalts ist gemäß § 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 114 Zivilprozessordnung, 

dass die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung hinreichende Aussicht auf 

Erfolg bietet. Dies ist nicht der Fall. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen, da der geltend gemachte Zulassungsgrund nicht ordnungsgemäß 

dargetan worden ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Wird die Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), so müssen bei 

der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) zunächst die den Verfah-

rensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber 

hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG ausgehend 

von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, dass also die Möglichkeit 

einer Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG kann der 

geltend gemachte Verfahrensmangel allerdings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 

Abs 1 Satz 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich 

auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Soweit - wie vorliegend - ein Verstoß gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 

SGG) gerügt wird, muss die Beschwerdebegründung hierzu folgende Punkte enthalten: 1. Be-
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zeichnung eines für das Revisionsgericht ohne weiteres auffindbaren Beweisantrags, dem das 

LSG nicht gefolgt ist, 2. Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, auf Grund derer be-

stimmte Tatfragen als klärungsbedürftig hätten erscheinen müssen, 3. Darlegung der von dem 

betreffenden Beweisantrag berührten Tatumstände, die zu weiterer Sachaufklärung Anlass 

gegeben hätten, 4. Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen Beweisauf-

nahme und 5. Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG angeblich auf der feh-

lerhaft unterlassenen Beweisaufnahme beruhen kann, das LSG mithin bei Kenntnis des be-

haupteten Ergebnisses der unterlassenen Beweisaufnahme von seinem Rechtsstandpunkt aus 

zu einem anderen, dem Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte gelangen können (BSG 

SozR 4-1500 § 160a Nr 3 mwN). Diesen Erfordernissen wird die Beschwerdebegründung nicht 

gerecht. 

 

Die Klägerin hat bereits keinen Beweisantrag aufgezeigt, den sie bis zuletzt aufrecht erhalten 

habe. Ein Beweisantrag hat im sozialgerichtlichen Verfahren Warnfunktion und soll der Tatsa-

cheninstanz vor der Entscheidung vor Augen führen, dass der Antragsteller die gerichtliche Auf-

klärungspflicht noch nicht als erfüllt ansieht. Wird ein Beweisantrag in einem vorbereitenden 

Schriftsatz gestellt, so ist er dann nicht iS von § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG übergangen 

worden, wenn den näheren Umständen zu entnehmen ist, dass er in der maßgebenden mündli-

chen Verhandlung nicht mehr weiter verfolgt wurde (vgl hierzu BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 35 

mwN). Hierzu hat die Klägerin nichts vorgetragen. Zwar weist sie darauf hin, mit Schriftsatz vom 

15.11.2006 die Einholung eines neurologisch-psychiatrischen und eines psychologischen Sach-

verständigengutachtens beantragt zu haben. Dass sie bis zum Schluss der mündlichen Ver-

handlung auf der von ihr für erforderlich gehaltenen Sachaufklärung bestanden habe, ist in der 

Beschwerdebegründung jedoch nicht ausgeführt. Zudem enthält diese auch keine näheren 

Ausführungen dazu, warum das angefochtene Urteil auf der unterbliebenen Beweiserhebung 

beruhen könne. 

 

Die von der Klägerin des Weiteren gerügte Verletzung ihres Anspruchs auf Gewährung rechtli-

chen Gehörs (§ 62 SGG, Art 103 Abs 1 Grundgesetz) liegt vor, wenn das Gericht seiner Pflicht, 

das Vorbringen der Beteiligten zur Kenntnis zu nehmen und in seine Erwägungen einzubezie-

hen, nicht nachgekommen ist (vgl BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 19 S 33 mwN) oder sein Urteil auf 

Tatsachen und Beweisergebnisse stützt, zu denen sich die Beteiligten nicht haben äußern 

können (vgl BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 12 S 19). Dementsprechend sind insbesondere Überra-

schungsentscheidungen verboten (vgl dazu Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 

8. Aufl 2005, § 62 RdNr 8a, 8b mwN). Zur Begründung eines derartigen Revisionszulassungs-

grundes ist nicht nur der Verstoß gegen diesen Grundsatz selbst zu bezeichnen, sondern auch 

darzutun, welches Vorbringen ggf dadurch verhindert worden ist und inwiefern die 

angefochtene Entscheidung darauf beruhen kann (BSG SozR 1500 § 160a Nr 36). Auch diesen 

Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 
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Zwar behauptet die Beschwerdebegründung, das LSG habe diesen Grundsatz verletzt. So 

habe das Berufungsgericht der Klägerin die von ihr auf Veranlassung des Sachverständigen 

Dr. L.             ausgefüllten Fragebögen nicht bereits mit dessen Gutachten vom 17.10.2006 

übersandt, sondern vielmehr erst in der mündlichen Verhandlung ausgehändigt. Sie, die Kläge-

rin, habe entgegen ihrem ausdrücklichen Wunsch keine Möglichkeit gehabt, die Fragebögen, 

die das LSG in seinem Urteil ausgewertet habe, zu überprüfen, mit ihrem Prozessbevollmäch-

tigten zu erörtern und hierzu schriftsätzlich Stellung zu nehmen. Welches Vorbringen durch das 

Berufungsgericht verhindert worden ist und inwiefern die angefochtene Entscheidung auf dem 

geltend gemachten Verfahrensmangel beruhen kann, ist indes nicht dargetan. 

 

Im Kern rügt die Klägerin die - vermeintliche - Unrichtigkeit des Berufungsurteils bzw die vom 

LSG gemäß § 128 Abs 1 Satz 1 SGG vorgenommene Beweiswürdigung. Auf diese Gründe 

kann aber eine Nichtzulassungsbeschwerde nach dem eindeutigen Wortlaut des § 160 Abs 2 

Nr 3 SGG nicht gestützt werden. 

 

Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 iVm 

§ 169 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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